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Jahresbericht über die Wirtschaftslage der Gemeinschaft 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Entscheidung 74/120/EWG des 
Rates vom 18. Februar 1974 zur Erreichung eines 
hohen Grades an Konvergenz der Wirtschaftspolitik 
der Mitgliedstaaten der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft ^), insbesondere auf Artikel 4, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial- 
ausschusses “ 

BILLIGT DEN VORLIEGENDEN JAHRESBERICHT 
ÜBER DIE WIRTSCHAFTSLAGE DER GEMEIN- 
SCHAFT, NACH DEM FÜR 1975 DIE WIRT- 
SCHAFTSPOLITISCHEN LEITLINIEN FESTGELEGT 
WERDEN SOLLEN, DIE JEDER MITGLIEDSTAAT 
ZU BEACHTEN HAT: 


1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 63 
vom 5. März 1974, S. 16 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27, Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Chefs des Bundes- 
kanzleramtes vom 5. Dezember 1974 - Il4 - 680 70 -E - Wi 6/74: 

Der Jahresbericht über die Wirtschaftslage der Gemeinschaft - der Vorschlag für diesen Bericht ist von der 
Kommission gemäß Artikel 4 der Entscheidung des Rates vom 18. Februar 1974 zur Erreichung eines hohen 
Grades an Konvergenz der Wirtschaftspolitik der Mitgliedstaaten der Europäischen Wirtschaftsgemein- 
schaft dem Rat vorzulegen - wurde nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments vom Rat auf seiner 
312. Tagung am 12. November 1974 gebilligt. 

Dieser Jahresbericht über die Wirtschaftslage der Gemeinschaft soll es gestatten, für 1975 die von jedem 
Mitgliedstaat zu beachtenden Leitlinien festzusetzen. 

Mit der Billigung des Jahresberichtes kommt der Rat einer Verpflichtung nach, die er im Rahmen der 
Beschlüsse vom 22. März 1971 zur Verwirklichung der Wirtschafts- und Währungsunion für die erste Stufe 
übernommen hat. 

Die Bundesregierung unterstreicht die Bedeutung des Jahresberichtes für die notwendige Koordinierung 
der Wirtschaftspolitik. 
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Vorbemerkung 

Nach Artikel 4 seiner Entscheidung 74/120/EWG ver- 
abschiedet der Rat gegen Ende des dritten Viertel- 
jahres auf Vorschlag der Kommission und nach An- 
hörung des Europäischen Parlaments und des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses einen Jahresbericht 
über die Wirtschaftslage der Gemeinschaft und legt 
die Leitlinien für die Wirtschaftspolitik der Mitglied- 
staaten im folgenden Jahr fest. Nach Annahme durch 
den Rat bringen die Regierungen den Bericht ihren 


Parlamenten zur Kenntnis, damit er bei ihren Haus- 
haltsberatungen berücksichtigt werden kann. 

Die in diesem Bericht enthaltenen Leitlinien können 
anläßlich der Prüfung der Wirtschaftslage, die der 
Rat später vomimmt, gegebenenfalls den neuen Er- 
fordernissen der Wirtschaftsentwicklung angepaßt 
werden. 


I. Derzeitige Lage 

Störfaktor Inflation Die Wirtschaftsentwicklung im Jahre 1974 war bisher beherrscht von der immer 

stärker sich durchsetzenden Wirkung der Inflation: Spannungen auf den Roh- 
stoffmärkten und besonders dem Erdölmarkt; Gefahr der handelspolitischen 
Abriegelung wegen kaum erträglicher Zahlungsbilanzdefizite; Desorganisation 
der Kapitalmärkte; zunehmende Schwierigkeiten für die Unternehmen, ihre Pro- 
duktionskosten zu kalkulieren und infolgedessen Infragestellung von Investi- 
tionsplänen und Beschäftigungsaussichten; bedauerlicher Rückstand bei Investi- 
tionen zur Verbesserung der Infrastruktur; wachsende soziale Spannungen als 
Folge der Disparitäten in der Einkommens- und Vermögens Verteilung; verstärkte 
inflationistische Antizipationen; immer stärkere Entwicklungsunterschiede inner- 
halb der Gemeinschaft, und zwar sowohl von Land zu Land als auch von einem 
Wirtschaftszweig zum anderen; Verschlechterung der Wachstumsmöglichkeiten 
für die Gemeinschaft insgesamt wegen ungleicher Verteilung der Ressourcen; 
schließlich das Auftreten der Gefahr einer anhaltenden Koexistenz von Inflation 
und Arbeitslosigkeit. 


Abschwächung der 
Weltkonjunktur 


Auswirkungen der 
Erdölverteuerung 


Beruhigung der 
Weltmarktpreise 


A. Internationale Lage 

Bereits vor der aufsehenerregenden Erdölverteuerung im Herbst 1973 hatte sich 
die Wirtschaftstätigkeit in der Welt, insbesondere wegen Versorgungsschwierig- 
keiten bei einigen Grundstoffen, verlangsamt. 

Seither ist die Entwicklung in den wichtigsten Nichtmitgliedstaaten uneinheitlich 
verlaufen. In den Vereinigten Staaten nahm das reale Bruttosozialprodukt im 
ersten Halbjahr 1974 ab. In Japan verminderte sich die Produktion ebenfalls 
im ersten Quartal, doch zeigt sie seither wieder eine leichte Belebung. In den 
übrigen Industrieländern war die Expansionsverlangsamung weit geringer. Einige 
von ihnen, so Kanada und Schweden, konnten sogar eine leichte Beschleunigung 
der Wirtschaftstätigkeit während des ersten Quartals 1974 verzeichnen. 

Der starke Auftrieb der Mineralölpreise hat die weltweite Inflation zusätzlich 
beschleunigt. Er hat in den meisten Erdöleinfuhrländern zu einer ernsten Ver- 
schlechterung der Zahlungsbilanz geführt. Dagegen werden sich die Erlöse der 
Erdölerzeugerländer 1974 insgesamt um rd. 60 Mrd. Dollar erhöhen. 

Die gleichfalls sehr rasch steigende Tendenz bei den anderen Rohstoffpreisen, 
die seit Anfang 1972 zu beobachten war, ist derzeit gebrochen. Die schwächere 
Nachfrage der Industrie, das gestiegene Angebot infolge der Preissteigerungen 
und der besseren Ernten in der Landwirtschaft im Jahre 1973 sowie Zinserhöhun- 
gen haben zu einem Rückgang bestimmter Weltmarktpreise geführt. Die stärk- 
sten Preissenkungen waren bei NE-Metallen, vor allem bei Kupfer zu beobachten. 

In den Industrieländern haben die Ausfuhrpreise für Fertigwaren stark ange- 
zogen. Die nominale Expansion des Welthandels war also immer noch sehr 
lebhaft. Die reale Zunahme ist jedoch so stark gehemmt, daß das Einfuhrvolumen 
aller Länder für das ganze Jahr nur um 5V2 v. H. über demjenigen von 1973 lie- 
gen dürfte. 
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Welthandel 

(Zunahme der Einfuhren gegenüber dem Vorjahr in v, H.) 



Nominal 

Real 

1969 

14 

IOV2 

1970 

14V2 

9 

1971 

IIV2 

6V2 

1972 

17 

8V2 

1973 

37 

13 

1974 2) 

38 

5 V 2 


B. Lage in der Gemeinsdiaft 

Die wirtschaftliche Aktivität in der Gemeinschaft hat sich insgesamt auf einem 
relativ hohen Niveau gehalten. Das Bruttosozialprodukt für das ganze Jahr 1974 
dürfte real um rund 2V2 v. H. zunehmen (5,6 v. H. 1973). Die außenwirtschaft- 
lichen Ungleichgewichte, der Preisauftrieb und die strukturellen Differenzen 
zwischen Wirtschaftszweigen und Regionen haben sich im Laufe der letzten 
Monate noch vergrößert. 

Das reale Wachstum der Ausfuhren in die Nichtmitgliedstaaten hat sich verlang- 
samt. Ihre nominale Expansion ist jedoch wegen des beschleunigten Anstiegs 
der Ausfuhrpreise lebhaft geblieben. 

Die Senkung der Zölle zwischen den sechs Staaten der Gemeinsdiaft in ihrer 
ursprünglichen Zusammensetzung und den drei neuen Mitgliedstaaten, die am 
1. Januar 40 v. H. erreichte, hat dem innergemeinschaftlichen Handel neue Im- 
pulse gegeben. Die Ausfuhren aus der Bundesrepublik Deutschland, die ohnehin 
große Überschüsse aufwies, v sind schneller gewachsen als die 'Einfuhren. Dage- 
gen wurde die Ausweitung der Importe Italiens und in geringerem Maße Frank- 
reichs, des Vereinigten Königreichs und Dänemarks durch die Zunahme der Aus- 
fuhren dieser Länder nicht gedeckt. 

Obwohl die gesamte inländische Nachfrage nominal weiterhin stark gestiegen 
ist, zeigte sie real eine Tendenz zur Verlangsamung. Die Investitionsausgaben 
der Industrie nahmen 1974 noch leicht gegenüber dem Vorjahr zu; die Investi- 
tionsneigung der Unternehmer ist jedoch schwächer geworden. Sie sind vor allem 
bestrebt, zur Eindämmung des Kostenanstiegs Rationalisierungsinvestitionen vor- 
zunehmen. Gleichzeitig sind ihre Lagerdispositionen wegen der Unsicherheit 
über die Entwicklung der Weltmarktpreise sowie wegen der Kreditrestriktionen 
und insbesondere des Zinsanstiegs vorsichtiger geworden. Außerdem hat sich 
die Expansion der privaten und öffentlichen Nachfrage nach Bauleistungen in 
den meisten Ländern merklich verlangsamt. In der Bundesrepublik Deutschland 
und im Vereinigten Königreich gehen die realen Bruttoanlageinvestitionen zu- 
rück, in Italien, Frankreich und Belgien ist noch ein recht kräftiger Anstieg zu 
verzeichnen. 

Trotz der Anpassung der Einkommen an die anhaltenden Preissteigerungen sind 
in den meisten Staaten die vom privaten Konsum auf die Wirtschaftstätigkeit 
ausgehenden Wirkungen relativ mäßig. Im Vereinigten Königreich, in Irland, in 
den Niederlanden und in der Bundesrepublik Deutschland ist die Konsumstei- 
gerung am schwächsten. Die Stabilisierung der Zahl der abhängig Beschäftigten 
sowie die Zunahme der Sparneigung, die zum Teil auf die unsicheren wirtschaft- 
lichen Aussichten und die Zurückstellung der Anschaffung von Personenkraft- 
wagen zurückzuführen ist, haben dabei eine Rolle gespielt. 

Die Industrieproduktion der Gemeinschaft insgesamt hat sich nach einem kräf- 
tigen Aufschwung in den ersten Monaten des Jahres seit dem Frühjahr stabili- 
siert. Industriezweigen mit noch recht ansehnlichem Wachstum wie der Eisen- 


1) In US-Dollar 

2) Schätzungen der Dienststellen der Kommission 
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Sektoren wie das Baugewerbe, der Kraftfahrzeugbau und die Textilindustrie 
gegenüber, die eine deutliche Verlangsamung ihrer Aktivität zu verzeichnen 
haben. Während einige Mitgliedstaaten wie Frankreich und Italien noch bedeu- 
tende konjunkturelle Fortschritte aufzuweisen hatten, verzeidineten andere 
^ - insbesondere die Bundesrepublik Deutschland - eine ziemlich allgemeine Sta- 
gnation der Produktion. Die landwirtschaftliche Erzeugung hat weiter zugenom- 
men. Für einige Güter, vor allem für Rindfleisch, sind große Angebotsüber- 
schüsse entstanden, während auf anderen Märkten, z. B. bei Zucker eine Ver- 
knappung eingetreten ist. 

Disparitäten auf dem Die Beschäftigung hielt sich insgesamt auf hohem Niveau, doch bestehen be- 

Arbeitsmarkt trächtliche Ungleichgewichte: Die Zahl der offenen Stellen ging zurück. Die 

Arbeitslosigkeit nahm in den meisten Mitgliedstaaten zu. Die Schwierigkeiten 
auf dem Arbeitsmarkt erklären sich aus unterschiedlichen Wirkungen der Erdöl- 
verteuerung und der Inflation im allgemeinen auf die einzelnen Branchen. Wäh- 
rend die Nachfrage nach qualifizierten Arbeitskräften in der Grundstoff- und 
Investitionsgüterindustrie lebhaft geblieben ist, hat sich der Personalbedarf in 
der Konsumgüterindustrie - insbesondere beim Kraftfahrzeugbau - sowie im 
Bausektor verringert. 

Am unausgewogensten war die Entwicklung der Preise und der Zahlungsbelin- 
zen. Der Einfluß zahlreicher Faktoren, insbesondere die Rohstoffhausse bis 
Februar, der Anstieg der Lohnkosten, die niedrigere Bewertung bestimmter Wäh- 
rungen, verminderte Produktivitätsgewinne und ein unelastisches Angebot, hat 
zusammen mit den Selbstverstärkungskräften der Inflation zu einer erneuten 
Beschleunigung des Preisauftriebs geführt. Die Verbraucherpreise erhöhten sich 
auf Jahresbasis in vier Mitgliedstaaten, und zwar im Vereinigten Königreich, 
in Irland, in Italien und in Dänemark um 15 bis 20 v. H.; sie stiegen in Frank- 
reich, Belgien und Luxemburg um 10 bis 15 v. H.; in den Niederlanden war der 
Preisanstieg etwas unter 10 v. H. und in der Bundesrepublik Deutschland nicht 
ganz 7 v. H. 

Die Entwicklung der Leistungsbilanzen wurde von der Verteuerung des Erdöls, 
divergierenden Inflationsräten sowie den Veränderungen in den Wechselkurs- 
relationen geprägt. Das Handelsbilanzdefizit der Gemeinschaft hat sich stark 
vergrößert, obwohl die Bundesrepublik Deutschland einen Rekordüberschuß ver- 
zeichnete. Die Außenhandelsdefizite Frankreichs, Dänemarks und besonders des 
Vereinigten Königreichs und Italiens haben sich beträchtlich vergrößert. Nachdem 
die Preiserhöhungen für Rohstoffe (einschließlich Erdöl) in den letzten Monaten 
zum Stillstand gekommen sind, sind für einige Staaten Anzeichen einer Stabili- 
sierung der Handelsbilanz erkennbar. Insgesamt könnte das Defizit der Lei- 
stungsbilanz aller Mitgliedstaaten zusammen gegenüber den Nichtmitglieds- 
ländern 1974 rund 20 Mrd. Dollar betragen (1973: rund + 1 Mrd. S). 

Nach einem beträchtlichen- Rückgang um die Jahreswende haben sich die offiziel- 
len Gold- und Devisenreserven in der Gemeinschaft insgesamt stabilisiert; das 
gilt selbst für die Staaten mit beträchtlichen Zahlungsbilanzdefiziten, ausgenom- 
men Italien und Dänemark. Die Entwicklung der Währungsreserven spiegelt 
jedoch nicht die Zahlungsbilanzschwierigkeiten wider. So haben mehrere Mit- 
gliedstaaten zur Defizitfinanzierung auf ausländische Kredite zurückgegriffen. 
Auch haben Wechselkursänderungen eine wichtige Rolle gespielt. 


C. Bilanz der Wirtsdiaftspolitik 

Um den Kampf gegen die Inflation auf Gemeinschaftsebene zu organisieren, 
hat der Rat mehrere Entschließungen verabschiedet. Zu den Entschließungen vom 
5. Dezember 1972^) und 14. September 1973 deren Ergebnisse im vorangegan- 
genen Jahresbericht behandelt wurden^), kam die Entschließung vom 17. Dezem- 


1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinsehaften Nr. C 133 vom 23. Dezember 1972, S. 12 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. C 75 vom 19. September 1973, S. 1 

3) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. C 107 vom 8. Dezember 1973, S. 1 


Vergrößerung der 

außenwirtschaftlichen 

Ungleichgewichte 


Starke 

Preissteigerungen 
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her 1973'^). Im Laufe des Jahres 1974 hat der Rat mehrfach die Wirtschaftslage 
der Gemeinschaft geprüft. So hat er insbesondere am 4. Juli eine Entscheidung 
über die Anpassung der wirtschaftspolitischen Leitlinien für 1974^) verabschiedet. 

Angesichts der sich beschleunigenden Inflation haben die Behörden der meisten 
Mitgliedstaaten den restriktiven Charakter ihrer Geld- und Kreditpolitik ver- 
schärft. Verknappung der Liquidität und hohe Zinsen waren die Folgen. Im Re- 
striktionsgrad bestehen jedoch weiter beträchtliche Unterschiede. 

In den letzten Monaten hat sich das Geldmengenwachstum in den meisten Län- 
dern abgeschwächt. Seit 1973 ist überall, außer in Italien, eine ausgeprägte 
Divergenz zwischen der Zunahme des Quasigeldes und <ier Geldmenge im 
engen Sinn (Mi) festzustellen. Sie dürfte auf die Bevorzugung der Terminein- 
lagen zu Lasten der niedrig oder nicht verzinslichen Sichtguthaben und der lang- 
fristigen Anlagen zurückzuführen sein. Diese Umschichtung ist Ausdruck einer 
angesichts der Inflation rationelleren Vermögensdisposition und bedeutet keine 
Veränderung des Ausgabeverhaltens. Zur Jahresmitte übertraf das Jahreswachs- 
tum der Geldmenge einschließlich Quasigeld (M 2 ) in Italien, im Vereinigten 
Königreich, in Irland und in den Niederlanden noch 20 v. H.; in Frankreich und in 
Belgien lag es in der Größenordnung von 15 v. H., und in der Bundesrepublik 
Deutschland sowie in Dänemark betrug es weniger als 10 v. H. 

Die Zinssätze haben in mehreren Mitgliedstaaten Rekordhöhen erreicht. In eini- 
gen Staaten waren die kurzfristigen Sätze höher als die langfristigen. Diese 
anomale Lage dürfte zum Teil erklären, daß die Sparer weniger bereit sind, 
Ersparnisse langfristig anzulegen. Unter diesen Bedingungen müssen Sachinvesti- 
tionen zum großen Teil kurzfristig finanziert werden. In den meisten Staaten 
reicht der gegenwärtige Ertrag der Sparguthaben nicht aus, um die Erosion des 
Geldwertes auszugleichen. 

Im Bereich der öffentlichen Finanzen sind die Haushaltsmassen wegen des be- 
schleunigten Preis- und Kostenanstiegs beträchtlich gewachsen. Unter den Staa- 
ten, die wegen ihres außenwirtschaftlichen Ungleichgewichts gezwungen sind, 
das Instrument der Haushaltspolitik zur internen Nachfragedämpfung einzuset- 
zen, werden Frankreich und Dänemark recht erhebliche Überschüsse erzielen. 
Italien wird sein Defizit gegenüber den Erwartungen vom Jahresanfang spürbar 
vermindern. Dagegen wird im Vereinigten Königreich die Verbesserung des 
Haushaltssaldos gegenüber der Kassenentwicklung im Vorjahr wahrscheinlich 
weit unter dem ursprünglich angestrebten Umfang liegen. In Irland wird der 
Haushalt eine expansive Wirkung haben. Von den Staaten, die von ihrer Zah- 
lungsbilanz her keiner Zwangslage unterworfen sind und sich eher zur Konjunk- 
turstützung veranlaßt sehen könnten, wird die Bundesrepublik Deutschland ein 
Haushaltsdefizit verzeichnen, das die ursprünglichen Ansätze weit übertrifft. In 
den Niederlanden wird die Verschlechterung des Saldos relativ eng begrenzt 
sein. In Belgien wird das Defizit den Schätzungen entsprechen. 

Im Bereich der Beschäftigung haben die von der Erdölkrise verursachten Stö- 
rungen mehrere Mitgliedstaaten (Bundesrepublik Deutschland, Dänemark, Frank- 
reich, Belgien) veranlaßt, die Einwanderung von Arbeitnehmern aus Nichtmit- 
gliedsländern zu bremsen. 

Einige Mitgliedstaaten, insbesondere Italien, Dänemark, die Niederlande und 
Belgien, haben zeitweise ihre Preispolitik verschärft. In der Handelspolitik wur- 
den vor allem Maßnahmen im Bereich des Handels mit Erdölerzeugnissen ergrif- 
fen. Sie hatten oft nationalen Charakter und liefen einer gemeinsamen Politik zu- 
wider. Es sei jedoch auf die Anwendung eines günstigeren allgemeinen Prä- 
ferenzsystems für die Entwicklungsländer und auf die zweite 20prozentige Sen- 
kung der Zölle zwischen den ursprünglichen und den drei neuen Mitgliedstaaten 
der Gemeinschaft hingewiesen; diese Maßnahmen sind am 1. Januar 1974 in 
Kraft getreten. 


4) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. C 116 vom 29. Dezember 1973, S. 22 

5) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 199 vom 22. Juli 1974, S. 1 
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Insgesamt blieb die Koordinierung der Wirtschaftspolitik in der Gemeinschaft 
ungenügend. 

Nur in einigen Staaten, wie der Bundesrepublik Deutschland und den Nieder- 
landen, haben sich die eingeleiteten Maßnahmen in einer Stabilisierung der 
Preissteigerungsraten niedergeschlagen; in anderen Staaten hat sich der Preis- 
auftrieb während des ersten Halbjahres 1974 noch beschleunigt. 

II. Aussichten für 1975 

A. Aussichten für die Weltwirtschaft 

Die wirtschaftliche Aktivität in den Vereinigten Staaten und in Japan dürfte 
sich gegenüber ihrem relativ niedrigen Stand im ersten Halbjahr 1974 leicht 
festigen. Dagegen ist in den anderen nicht zur Gemeinschaft gehörenden Indu- 
strieländern kaum mit einer deutlichen Änderung der relativ mäßigen Wachs- 
tumstendenzen zu rechnen. Im günstigsten Falle dürften die Einfuhren der Indu- 
strieländer erst ab Ende 1974 wieder etwas ansteigen. 

Die Erdölerzeugerländer können wahrscheinlich kurzfristig nur einen gering- 
fügigen Teil ihrer beträchtlichen Erlöse ausgeben. Dennoch ist schon 1975 mit 
einer rascheren Zunahme ihrer Importe zu rechnen. Dagegen werden die übrigen 
Entwicklungsländer, die größere Ausgaben für ihre Erdölversorgung haben und 
vermutlich eine Änderung in ihren Austauschrelationen mit den Industrielän- 
dern erfahren, oft auf Schwierigkeiten stoßen, wenn sie ihr Einfuhrvolumen auf 
der derzeitigen Höhe halten wollen. Unter diesen Bedingungen dürfte die Expan- 
sion des Welthandelsvolumens im Jahre 1975 etwa ebenso hoch sein wie 1974. 

B. Aussichten für die Konjunkturentwicklung in der Gemeinschaft 

Vorausgesetzt, daß in der gesamten Gemeinschaft eine angemessene Wirtschafts- 
politik verfolgt wird, besteht Hoffnung, daß sich die Ungleichgewichte im Jahre 
1975 verringern und die Wachstumsbedingungen in den Mitgliedstaaten allmäh- 
lich verbessern. 

Die für die Weltwirtschaft skizzierten Konjunkturtendenzen lassen kaum eine 
Beschleunigung der Exporte in die Nichtmitgliedsländer erwarten. Wegen der 
weniger raschen Preissteigerungen könnte das nominale Wachstum der Ausfuhren 
jedoch etwas geringer ausfallen. Die Wettbewerbsposition der Mitgliedstaaten 
dürfte sich insgesamt auf den Auslandsmärkten kaum verbessern, doch könnten 
einige Staaten, namentlich das Vereinigte Königreich und Italien, aus der in den 
letzten Jahren verzeichneten Wertminderung ihrer Währungen Nutzen ziehen. 

Die Entwicklung der Inlandsnachfrage dürfte in den meisten Mitgliedstaaten 
etwas dynamischer werden; das gilt vor allem dann, wenn die erwartete Ver- 
langsamung des Preisanstiegs das reale Nachfragewachstum begünstigt. Die 
Bruttoanlageinvestition könnte sich in einigen Mitgliedstaaten, in denen sie 
1974 verhältnismäßig schwach verlief, beleben, insbesondere in der Bundesrepu- 
blik Deutschland und in den Niederlanden. Im Wohnungsbau dürften jedoch, zu- 
mindest im ersten Halbjahr, keine großen Fortschritte zu verzeichnen sein; eine 
Nachfragebelebung scheint hier oft von einer deutlichen Verbesserung der Finan- 
zierungsbedingungen abzuhängen. 

Die Konsumnachfrage der privaten Haushalte dürfte sich real gesehen, vor allem 
im Zusammenhang mit der zu erwartenden Entwicklung in der Bundesrepublik 
Deutschland, leicht beschleunigen. 

Unter diesen Umständen erscheint für die Gemeinschaft insgesamt eine Voraus- 
schätzung für das Wachstum des realen Bruttoinlandsprodukts von 1974 auf 1975 
in einer Größenordnung von 3 v. H. gegenüber 2 V 2 v. H. im laufenden Jahr 
realistisch. Die Wachstumsrate dürfte in den Mitgliedstaaten im allgemeinen in 
der Nähe dieses Durchschnitts liegen, wenn sie auch in Italien und im Vereinig- 
ten Königreich niedriger und in Frankreich höher ausfallen könnte. Diese Ent- 
wicklung sollte mit etwas größeren Produktivitätsfortschritten einhergehen, so 
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daß die Zahl der abhängig Beschäftigten und die Arbeitslosenquote für die Ge- 
meinschaft insgesamt nahezu stabil bleiben werden. Strukturelle Beschäftigungs- 
probleme werden vor allem in Irland, Italien, im Vereinigten Königreich und in 
den Niederlanden weiter bestehen. 

Der Preisauftrieb wird sich wahrscheinlich leicht abschwächen. Die Inflations- 
raten werden jedoch beunruhigend hoch bleiben. Außerdem werden die Dispari- 
täten in den Inflationsraten innerhalb der Gemeinschaft anhalten. Die Preisent- 
wicklung wird am wenigsten schlecht in der Bundesrepublik Deutschland und in 
Luxemburg verlaufen. In Irland, im Vereinigten Königreich und in Italien besteht 
die Gefahr, daß die Inflationsrate im Jahresdurchschnitt 10 v. H. weit übertrifft. 

Die laufende Zahlungsbilanz gegenüber den Nichtmitgliedstaaten wird sich vor- 
aussichtlich verbessern, vor allem wegen günstigerer Austauschverhältnisse der 
Gemeinschaft. Diese Zahlungsbilanzentwicklung spiegelt vor allem einen weniger 
ungünstigen Verlauf in den Staaten wider, die, wie Italien, das Vereinigte König- 
reich und Frankreich, 1974 große Defizite zu verzeichnen hatten. Die Überschüsse 
in der Bundesrepublik Deutschland dürften sich etwas vermindern, aber immer 
noch hoch sein. 


III. Leitlinien für die Wirtschaftspoiitik 
A. Allgemeine Leitlinien 

1. 1975 müssen die folgenden beiden Punkte im Mittelpunkt der Überlegungen 
stehen: 

— das Fortbestehen übermäßiger Inflationsraten, die in einigen Mitglied- 
staaten mit hohen Defiziten gegenüber dem Ausland einhergehen; 

— die anhaltende Ungewißheit über die künftige Entwicklung der Wirt- 
schaftsaktivität und der Beschäftigungslage sowohl in der Gemeinschaft 
als auch in Drittländern. 

Deshalb müssen Inflationsbekämpfung, Sanierung der Zahlungsbilanzen und 
der Kampf gegen die Arbeitslosigkeit weiterhin vorrangige Ziele der Wirt- 
schaftspolitik der Mitgliedstaaten sein, wobei die unterschiedlichen Verhält- 
nisse in den einzelnen Mitgliedstaaten zu berücksichtigen sind. 

2. Alle Mitgliedstaaten müssen dafür sorgen, daß die Expansion der Gesamt- 
nachfrage sich in Grenzen hält, die mit dem Wachstum der Produktionskapa- 
zitäten vereinbar sind. 

Es ist nicht angezeigt, die bereits unterbeschäftigten Wirtschaftszweige, 
namentlich den Kraftfahrzeugbau, die Textilindustrie und in einigen Mitglied- 
staaten die Bauwirtschaft und den Tourismus stärker zu bremsen; deshalb 
sollte bei den zur Dämpfung der Gesamtnachfrage zu ergreifenden Maßnah- 
men eine weitere Verschlechterung in diesen Branchen soweit wie möglich 
vermieden werden. 

Die Nachfragesteuerung muß auf die außenwirtschaftlichen Erfordernisse der 
verschiedenen Staaten Rücksicht nehmen. So ist eine Dämpfung der Binnen- 
nachfrage besonders in den Staaten notwendig, für die wegen ihres hohen 
außenwirtschaftlichen Defizits eine Umverteilung der Ressourcen zugunsten 
der Exporte unabdingbar ist. Dagegen sollten die Staaten mit großen Über- 
schüssen in der Leistungsbilanz eine Entwicklung der Binnennachfrage sicher- 
stellen, die es gestattet, die Kosten- und Preissteigerung durch erhöhte Pro- 
duktivitätsgewinne zu mäßigen; dabei sind jedoch neue Anspannungen des 
Produktionspotentials zu vermeiden. 

3. Im Bereich der öffentlichen Finanzen erfordern die weiterhin notwendigen 
Anstrengungen zur Inflationsbekämpfung und zur Verbesserung der laufen- 
den Zahlungsbilanzen in den meisten Mitgliedstaaten 1975 eine Haushalts- 
politik, die die Inflationstendenzen nicht verstärkt und zur Sanierung der Zah- 
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lungsbilanz beiträgt. Eine wichtige Ausnahme stellen die Bundesrepublik 
Deutschland und die Niederlande dar, wo eine Haushaltspolitik verfolgt wer- 
den sollte, die das Wirtschaftswachstum unterstützt. Die anderen Mitgliedstaa- 
ten sollten weiter eine restriktive Linie verfolgen; das bedeutet für Staaten 
mit strukturellen Haushaltsdefiziten eine Bgrenzung dieser Defizite. 

Eine sehr strikte Ausgabenpolitik ist daher notwendig. Real werden die Aus- 
gaben in den meisten Staaten nur wenig wachsen können. Gegebenenfalls 
könnten neue Steuererhöhungen notwendig werden. Da jedoch in einigen 
Staaten die Steuerlast bereits sehr hoch ist, könnte eine weitere Anhebung 
inflationär wirken. Die Senkung der direkten Steuern in der Bundesrepublik 
Deutschland und in Dänemark sollte sich in einer Mäßigung der Einkommens- 
forderungen niederschlagen. 

Die Mitgliedstaaten müssen darauf hinwirken, daß die Restriktionen im 
Staatshaushalt von entsprechenden Anstrengungen der anderen öffentlichen 
Verwaltungen unterstützt werden. 

4. Die Geld- und Kreditpolitik muß der Inflation entgegenwirken. Daher ist eine 
strikte Begrenzung des Geldmengenwachstums notwendig; dies gilt besonders 
für die Staaten mit großen Zahlungsbilanzdefiziten. 

Die globale Politik zur Liquiditätsverknappung sollte in einigen Staaten mit 
besonders energischen Maßnahmen auf dem Gebiet der Konsumkredite oder 
der Kredite für Spekulationsgeschäfte einhergehen. 

Gleichzeitig sollte die Währungspolitik ein kompatibles Zinsniveau innerhalb 
der Gemeinschaft und im Verhältnis zu dritten Ländern gewährleisten. Eine 
solche Politik ist nicht nur unter dem Gesichtspunkt der Wiederherstellung 
des außenwirtschaftlichen Gleichgewichts, sondern auch wegen ihres dämp- 
fenden Einflusses auf die Binnenkonjunktur erwünscht. 

Die Mitgliedstaaten müssen sich in beträchtlichem Umfang Mittel zur Deckung 
ihrer globalen Zahlungsbilanzdefizite beschaffen. Dies wäre effizienter, wenn 
sie dabei eine gemeinsame Haltung einnehmen und namentlich Gemein- 
schaftsanleihen auflegen würden. Außerdem könnten die Mitgliedstaaten 
gemeinsam Mechanismen zur Aufnahme langfristigen Kapitals, vor allem aus 
den Erdölerzeugerländern, entwickeln. 

Angesichts der Bedeutung des Euromarktes für die Finanzierung von Zah- 
lungsbilanzdefiziten und des wachsenden Mißtrauens infolge der jüngsten 
Schwierigkeiten einiger Kreditinstitute ist zur besseren Kontrolle dieses 
Marktes eine engere Zusammenarbeit zwischen den Notenbanken erforderlich. 
Es ist wünschenswert, daß sich diese Zusammenarbeit auch auf wichtige 
Drittländer erstreckt. 

Die Ersparnisbildung sollte nicht nur durch attraktivere Zinssätze, sondern 
auch durch die gezielte Maßnahme zugunsten der wirtschaftlich schwächsten 
Sparer gefördert werden. 

5. Die neuen Lasten aus der Verteuerung der Erdölerzeugnisse werden den 
Lebensstandard beeinträchtigen. In den Staaten mit großen Zahlungsbilanz- 
defiziten ist eine Pause im Wachstum der Kaufkraft der privaten Haushalte 
unvermeidlich. Die Opfer müssen jedoch gerecht auf die verschiedenen Be- 
völkerungsgruppen verteilt und vor allem die schwächsten sozialen Schichten 
dabei geschont werden. Da die Lage von Land zu Land sehr unterschiedlich ist, 
sollten die am stärksten betroffenen Staaten durch aktive Solidarität der 
Partnerstaaten unterstützt werden. 

6. Die Mitgliedstaaten, in denen die Arbeitslosenunterstützung verhältnismäßig 
gering ist, sollten die Bedingungen für die Gewährung sowie die Höhe dieser 
Unterstützung überprüfen. Die von der anhaltenden Inflation auf die Beschäf- 
tigung ausgehenden Gefahren machen es notwendig, dieser Art von Sozial- 
leistungen gegenüber anderen Übertragungseinkommen zu Lasten des Staats- 
haushalts absoluten Vorrang einzuräumen. 
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Den strukturellen Beschäftigungsproblemen in bestimmten Wirtschaftszweigen 
oder Regionen ist durch spezifische Aktionen zugunsten der betroffenen 
Arbeitnehmer und nicht durch globale Ankurbelungsmaßnahmen zu begegnen, 
die den Inflationstendenzen zwangsläufig neuen Auftrieb geben würden. Die 
Möglichkeiten für eine berufliche Umschulung der Arbeitskräfte sollten ver- 
bessert werden. 

7. Entsprechend ihren besonderen Gegebenheiten müssen die Mitgliedstaaten 
eine aktive Preispolitik verfolgen. Dabei sollten sie sich vor allem auf einen 
effizienten Wettbewerb stützen. Gibt es keinen solchen Wettbewerb, so ist zu 
befürchten, daß Preissenkungen auf den Weltmärkten zu „Inflationsrenten" 
führen. Um diese Renten aufzufangen, muß jede übermäßige Inanspruch- 
nahme der Produktionsfaktoren durch die Nachfrage vermieden werden. Die 
Markte müssen wieder „Käufermärkte" werden. Die Unternehmen müssen 
sich ihrerseits der neuen Marktlage anpassen, indem sie ihre Absatzpolitik 
mehr auf die volumenmäßige Ausweitung der Umsätze und weniger auf eine 
Erhöhung ihrer Gewinnspannen ausrichten. 

In einigen Mitgliedstaaten ist eine Rationalisierung der Absatzwege und eine 
strengere Anwendung der Vorschriften über die Publizität der Preise not- 
wendig. 

8. Die durch die Inflation bedingten sozialen Disparitäten und die wirtschaft- 
lichen Ungleichgewichte, von denen die Schwierigkeiten der Unternehmen 
herrühren, beschwören die Gefahr tiefgreifender Umwälzungen herauf. Es 
liegt daher im Interesse der Sozialpartner, bei der Bremsung der Inflation 
und der Beseitigung der Schäden zusammenzuarbeiten, die insbesondere in 
Form von stärkeren Verzerrungen in der Einkommensentwicklung, verzöger- 
ten Investitionen oder einer Verschlechterung der Wettbewerbslage den 
Volkswirtschaften zugefügt worden sind. Es ist dringend notwendig, daß alle 
sich der verheerenden Folgen der Inflation und insbesondere ihrer sozialen 
Kosten bewußt werden. 

9. Obwohl sich das wirtschaftliche Wachstum in der Gemeinschaft, insgesamt 
gesehen, 1975 wahrscheinlich fortsetzen wird, bestehen doch große Unsicher- 
heiten über die konjunkturelle Entwicklung. Für den Fall, daß die Preisstei- 
gerungen in einigen Staaten durch das Zusammenwirken der restriktiven 
Maßnahmen und einer autonomen Abschwächung der Konjunktur schnell 
genug unter Kontrolle gebracht werden können, sollten öffentliche Investi- 
tionsprogramme vorliegen, die unverzüglich verwirklicht werden können. Die 
Initiative sollte in erster Linie von der Bundesrepublik Deutschland und den 
Beneluxländern ausgehen, deren außenwirtschaftliche Lage in dieser Hinsicht 
am wenigsten Probleme aufwirft. In jedem Fall muß die Gemeinschaft sehr 
wachsam bleiben und die Koordinierung zwischen den Mitgliedstaaten ver- 
stärken. Keiner von ihnen kann es sich nämlich erlauben, in eine lange anhal- 
tende Rezessionsphase einzutreten. 


B. Leitlinien für die einzelnen Staaten 

In Dänemark dürfte sich die Verlangsamung der wirtschaftlichen Aktivität, die 
im Frühjahr einsetzte, in den nächsten Monaten verstärken. Doch dürften die 
Nachwirkungen des kräftigen Lohn- und Preisauftriebs sich in anhaltenden Infla- 
tionstendenzen niederschlagen, zumal die den Unternehmen zur Begrenzung des 
Kostenanstiegs gewährten Subventionen bis Jahresende um die Hälfte gekürzt 
werden. Das Defizit der laufenden Zahlungsbilanz dürfte hoch bleiben. 

Die Verbesserung des binnen- und außenwirtschaftlichen Gleichgewichts muß 
deshalb das Hauptziel der Konjunkturpolitik bleiben. Deshalb sollten die bereits 
getroffenen Maßnahmen zur Beschränkung der Inlandsnachfrage beibehalten wer- 
den. 

In der Haushaltspolitik ist darauf zu achten, daß der Uberschuß des Staatshaus- 
halts für 1975 bis 1976 nicht wesentlich unter dem des laufenden Haushaltsjahres 
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liegt. Die Auswirkungen der am 20. September verabschiedeten Steuerreform, 
durch die die direkten Steuern um etwa 7 Mrd. Kronen verringert werden, soll- 
ten deshalb entsprechend den Ankündigungen der Regierung durch eine ent- 
sprechende Senkung der ursprünglich vorgesehenen Ausgaben ausgeglichen wer- 
den. Darüber hinaus sind erhebliche Anstrengungen zur Bremsung des Ausgaben- 
zuwachses der kommunalen Körperschaften notwendig. In diesem Zusammen- 
hang ist darauf zu achten, daß auf die Aufhebung des Baustopps im öffentlichen 
Sektor keine zu starke Steigerung der Ausgaben folgt. 

Die restriktive Geld- und Kreditpolitik ist solange beizubehalten, wie sich der 
Preis- und Kostenauftrieb nicht deutlich verlangsamt und die Zahlungsbilanz- 
situation bedenklich bleibt. Insbesondere muß die Ausweitung der Inlandsliqui- 
dität, die sich seit Ende 1973 zunehmend gemäßigt hat, weiterhin streng über- 
wacht werden. Die Kreditbegrenzung sollte in den kommenden Monaten streng 
gehandhabt werden. 

Eine spürbare Verringerung des Anstiegs der Nominaleinkommen im Zusammen- 
hang mit der Steuerreform könnte die Aussichten für die Wirtschaft verbessern 
und die inflationären Spannungen vermindern. Sie könnte die Umlenkung von 
Ressourcen in die Ausfuhr erleichtern und so zur Reduzierung des Außenhan- 
delsdefizits beitragen. 

In der Bundesrepublik Deutschland, die sehr hohe Außenhandelsüberschüsse ver- 
zeichnet, erscheint eine Belebung der Inlandsnachfrage in den nächsten Monaten 
erwünscht. Dadurch sollten jedoch weitere Fortschritte bei der Verringerung der 
Inflationsraten nicht in Frage gestellt werden. Die Abschaffung des Stabilitäts- 
zuschlags, die Erhöhung der Renten und Kriegsopferversorgung, neue Lohnan- 
hebungen im Rahmen bestimmter Tarifverträge und hohe Deckungslücken in den 
öffentlichen Haushalten werden die Nachfrage stützen. Das Inkrafttreten der 
Steuerreform am 1. Januar 1975 wird der Nachfrage ebenfalls neue Impulse ver- 
mitteln, Dennoch könnten bestimmte vorsichtige und zeitlich begrenzte Maß- 
nahmen notwendig sein, um in der nächsten Zeit eine Produktionssteigerung von 
etwa 3 V. H. zu erzielen. In diesem Sinne hat die Bundesregierung am 11. Sep- 
tember angekündigt, daß sie gemeinsam mit den Ländern 950 Mio DM für öffent- 
liche Infrastrukturarbeiten, die bereit sind zur Auftragsvergabe, zur Verfügung 
stellen wird. In Anbetracht der wegen der Steuerreform auf den Haushalt zu- 
kommenden erheblichen Belastungen muß die Zunahme der öffentlichen Aus- 
gaben 1975 soweit wie möglich begrenzt werden. Für Bund und Länder insgesamt 
sollte diese Zunahme einschließlich der Auswirkungen der Steuerreform 12,5 v. H. 
nicht überschreiten, so daß sich gegenüber 1974 das Finanzierungsdefizit von 
Bund und Ländern zusammen um nicht mehr als 12 Mrd. DM verschlechtert. 

Sollte die konjunkturelle Belebung schwächer ausfallen als erwartet, dann könnte 
infolge der Steuermindereinnahmen eine stärkere Verschlechterung des Finan- 
zierungssaldos eihtreten, die hingenommen werden müßte. 

Es ist vor allem darauf zu achten, daß die notwendigen Einsparungen bei den 
laufenden Ausgaben erzielt werden, was insbesondere sehr maßvolle Lohn- und 
Gehaltserhöhungen und eine zurückhaltende Personalpolitik im öffentlichen 
Dienst voraussetzt. 

Der restriktive Kurs der Geld- und Kreditpolitik muß in den nächsten Monaten 
beibehalten werden. Dabei ist eine mäßige Ausweitung der Liquiditäten zu 
sichern. Sollte sich später heraussteilen, daß die expansiven Impulse nicht aus- 
reichen, um das Wirtschaftswachstum an das obengenannte Ziel heranzuführen, 
so sollten die Behörden zusätzliche konjunkturanregende Maßnahmen namentlich 
im Rahmen einer Lockerung der Geld- und Kreditpolitik ergreifen. 

In Frankreich blieben das Beschäftigungsniveau und der Kapazitätsauslastungs- 
grad hoch. Trotz einer gewissen Verlangsamung droht der Preisauftrieb in den 
nächsten Monaten lebhaft zu bleiben. Die Handelsbilanz wird trotz der fühlbaren 
Steigerung der Ausfuhren noch ein Defizit aufweisen. 

Der Inflationsdruck und das Defizit im Außensaldo sind somit die Hauptprobleme 
der kurzfristigen Wirtschaftspolitik. Eine spürbare Senkung der Inflationsrate 
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verlangt eine deutliche Mäßigung bei den Einkommensforderungen, damit die 
Arbeitslosigkeit nicht zu stark steigt und die Bedingungen für das weitere Wirt- 
schaftswachstum nicht gefährdet werden. Andererseits muß die Wirtschaftspolitik 
weiter die von der Inlandsnachfrage ausgehenden Impulse dämpfen. 

Bei den öffentlichen Finanzen sollte die Wachstumsrate der Staatsausgaben 1975 
unter der zur Zeit erwarteten Zuwachsrate des nominalen Bruttoinlandsprodukts 
(14,5 V. H.) gehalten werden. Die Haushaltsgebarung sollte einen leichten Uber- 
schuß erzielen. Obwohl sich die Finanzlage der kommunalen Körperschaften ins- 
gesamt nicht verschlechtern dürfte, ist eine vorsichtige Ausgabenpolitik not- 
wendig. 

Die Geld- und Kreditpolitik muß restriktiv bleiben. 

Die Politik der Förderung der privaten Ersparnisbildung sollte fortgesetzt wer- 
den. Gezielte preispolitische Maßnahmen, wie zum Beispiel die derzeit erwo- 
gene Einführung einer Konjunktursteuer für Unternehmen, die erhebliche Preis- 
oder Lohnerhöhungen vornehmen, sowie Maßnahmen zur Rationalisierung der 
Absatzwege sind nach wie vor angezeigt. 

In Irland dürfte sich die Expansion, vor allem wegen der Beschleunigung der 
Verbrauchsausgaben aufgrund der vom Staatshaushalt ausgehenden Impulse, in 
den nächsten Monaten etwas beschleunigen; doch wird sie im Vergleich zu den 
letzten Jahren immer noch mäßig sein und die Tendenz zu steigender Arbeits- 
losigkeit wird anhalten. Der Lohnauftrieb könnte sich noch verstärken. Trotz 
der mäßigeren Entwicklung der Einfuhrpreise werden die Inlandspreise weiter 
kräftig anziehen. Das Defizit in der Leistungsbilanz könnte fühlbar steigen. 

Daher muß die Wirtschaftspolitik darauf abzielen, daß die zur Zeit sehr lebhaf- 
ten inflationären Tendenzen gedämpft werden, ohne daß das bereits ernste Pro- 
blem der Arbeitslosigkeit noch verschärft wird. Dabei kommt einer aktiven Ein- 
kommerjspolitik eine wichtige Rolle zu. 

Im Bereich des Haushalts ist darauf zu achten, daß der Nettofinanzierungssaldo 
im Jahre 1975 denjenigen des laufenden Haushaltsjahres auf Jahresbasis nur 
wenig übersteigt. Die Tendenz zu wachsenden Haushaltsdefiziten, die in den 
letzten Jahren insbesondere 1974 sehr stark war, stellt eine potentielle Gefahr 
für die Wirtschaft dar. Daher ist besonders darauf zu achten, daß diese Entwick- 
lung gebremst wird, zumal das Nettofinanzierungsdefizit im Verhältnis zum 
Bruttoinlandsprodukt bereits sehr beträchtlich ist. Eine strikte Begrenzung des 
Ausgabenanstiegs ist notwendig. Angesichts der Starrheit der öffentlichen Aus- 
gaben wird wahrscheinlich auch die Steuerlast erhöht werden müssen. 

Gleichzeitig wird die Geld- und Kreditpolitik restriktiv bleiben müssen, wobei 
jedoch die Finanzierung vorrangiger Investitionen zu gewährleisten ist. 

In Italien müssen als Hauptziele der Kampf gegen die Inflation und die schritt- 
weise Wiederherstellung des Leistungsbilanzgleichgewichts verfolgt werden. 
Dafür ist eine strikte Kredit- und Haushaltspolitik notwendig. Die Behörden 
haben im Sommer ein Stabilisierungsprogramm verabschiedet, das eine beträcht- 
liche Erhöhung der Einnahmen aus indirekten Steuern, der Sozialbeiträge und 
der öffentlichen Tarife vorsieht. Es zielt insbesondere darauf ab, den Anstieg 
der Kaufkraft der privaten Haushalte einzudämmen. 

Im Verlauf der nächsten Monate müssen die Sanierungsanstrengungen energisch 
und in enger Zusammenarbeit mit den Sozialpartnern fortgesetzt werden. Der 
Ausgabenanstieg der Staatsverwaltung muß 1975 erheblich niedriger ausfallen 
als die nominale Zunahme des Bruttoinlandsprodukts. Das Defizit im Staats- 
haushalt darf sein Niveau von 1974 nicht überschreiten. Wenn eine weitere 
Steuererhöhung vermieden werden soll, bleibt damit praktisch kein Spielraum 
mehr für eine reale Ausgabensteigerung. Eventuelle Mehrausgaben sind durch 
Sparmaßnahmen in anderen Bereichen, namentlich im Rahmen einer Überprü- 
fung der Haushaltsprioritäten, auszugleichen. Der Tendenz zur Ausweitung der 
Defizite der anderen öffentlichen Verwaltungen - kommunale Körperschaften, 
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Sozialversicherungsträger, „autonome'' öffentliche Unternehmen - muß im Rah- 
men einer konzertierten Aktion zwischen diesen Institutionen und der Regie- 
rung einhalt geboten werden. Das Staatsdefizit sollte soweit wie möglich nicht 
monitär finanziert werden. 

Die restriktive und selektive Ausrichtung der Geld- und Kreditpolitik muß min- 
destens so lange beibehalten werden, bis die Steuermaßnahmen deutlich ihre 
Wirkung zeigen. Die Kreditausweitung sollte sich unterhalb des in Überein- 
stimmung mit dem IWF für den Zeitraum April 1974 bis März 1975 festgesetzten 
Limits von 22 400 Mrd. Lire halten, wie dies bereits im zweiten Quartal 1974 
der Fall war. Dies ist um so mehr angezeigt, als die kürzliche Anhebung der 
Tarife öffentlicher Unternehmen deren Finanzierungsbedarf vermindert. Insbe- 
sondere sollten die Bedingungen für die Gewährung von Konsumkrediten er- 
schwert werden. 

Diese Maßnahmen sollten zusammen reale Ressourcen für den Export freisetzen, 
der damit zu einer Stütze des Beschäftigungsniveaus werden könnte. 

In den Niederlanden, wo im ersten Halbjahr 1974 ein Rückgang im Baugewerbe 
festzustellen war, dürfte sich die wirtschaftliche Expansion konsolidieren. Die 
Aussichten für die wertmäßige Ausfuhrentwicklung bleiben günstig. Vor allem 
aufgrund der Anfang 1974 ergriffenen Maßnahmen war der Preisauftrieb weni- 
ger stark als in den meisten anderen Mitgliedstaaten. Doch wird sich der Preis- 
anstieg 1975 wahrscheinlich nur relativ wenig verlangsamen. 

Es geht daher darum, die Bedingungen für eine allmähliche Rückkehr zu akzep- 
tablen Preissteigerungsraten zu schaffen, die Beschäftigungspolitik zu verstärken 
und die Mobilität der Arbeitskräfte zugunsten der expandierenden Wirtschafts- 
zweige zu fördern. Die Verwirklichung dieser preis- und beschäftigungspoliti- 
schen Ziele erfordert umfangreiche Investitionsanstrengungen sowohl im privaten 
als auch im öffentlichen Sektor und wird auf diese Weise dazu beitragen, den 
strukturellen Überschuß in der Leistungsbilanz zu vermindern. 

Im Bereich der öffentlichen Finanzen ist eine gewisse Stimulierung vertretbar. 
Der Staatshaushalt für 1975 muß so ausgeführt werden, daß der Nettofinanzie- 
rungssaldo sich den mittelfristigen Zielsetzungen für die öffentlichen Finanzen 
annähert, d. h. ungefähr 3 Milliarden Gulden beträgt. Die Zuwachsrate der Aus- 
gaben sollte etwas über dem Zuwachs des nominalen Bruttoinlandsprodukts 
liegen, so daß eine beträchtliche Marge für eine reale Steigerung der Ausgaben 
bleibt. 

Die Geld- und Kreditpolitik muß die Ausweitung der Inlandsliquiditäten in Gren- 
zen halten, die mit der Kapazität der niederländischen Wirtschaft, neue Investi- 
tionen ohne inflationäre Spannungen zu absorbieren, vereinbar sind. 

In Belgien, wo zu der externen Kosteninflation eine interne Nachfrageinflation 
trat, blieb das Wachstum befriedigend. Der Außensaldo könnte sich weniger 
günstig gestalten. Das Hauptziel der Konjunkturpolitik muß die Dämpfung des 
Preis- und Kostenauftriebs bleiben. 

Die Bemühungen zur Dämpfung der von den öffentlichen Finanzen ausgehenden 
Impulse müssen also fortgesetzt werden. Insbesondere sollte die Festsetzung 
strikter Prioritäten bei den laufenden Ausgaben - vor allem bei Subventionen 
an Unternehmen und andere Begünstigte - sicherstellen, daß der Nettofinan- 
zierungssaldo 1975 unter dem Niveau des Jahres 1974 liegt. Die beabsichtigte 
Anhebung bestimmter Steuersätze scheint unausweichlich. Außerdem ist die 
Zunahme der laufenden Ausgaben der kommunalen Körperschaften, zu der der 
rasche Anstieg ihrer eigenen bzw. vom Staat übertragenen Steuereinnahmen 
führen könnte, soweit wie möglich zu begrenzen. Die umfangreichen Defizite 
der öffentlichen Verwaltungen sollten nicht monetär und ohne Auslandsverschul- 
dung finanziert werden. 

Die Geld- und Kreditpolitik muß auch in den kommenden Monaten weiter restrik- 
tiv bleiben, damit durch eine verlangsamte Liquiditätsausweitung die Expansion 
der nominalen Nachfrage gebremst wird. 
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In Luxemburg dürfte der Preisauftrieb, wenn auch verlangsamt, anhalten. Der 
Arbeitskräftemangel dürfte kein unüberwindliches Hindernis für die Ausweitung 
der Produktion sein. 

Umsicht ist weiterhin bei den öffentlichen Finanzen geboten. Eine strenge Aus- 
wahl bei den verschiedenen laufenden Ausgaben der Staatsverwaltung und eine 
stärkere Überwachung der Transaktionen der Investitionsfonds sind notwendig, 
damit der reale Ausgabenzuwachs niedriger als 1974 ausfällt und der Haushalt 
1975 im Gleichgewicht abschließt. Der restriktive Kurs der Kreditpolitik ist bei- 
zubehalten. 

Im Vereinigten Königreich wird das Wachstumtempo des Bruttosozialprodukts 
wahrscheinlich hinter dem der Produktionskapazitäten Zurückbleiben. Der Preis- 
und Kostenauftrieb wird sich zwar etwas verlangsamen, aber trotzdem sehr 
hoch ausfallen. Aufgrund einer Verbesserung der Austauschrelationen und einem 
weniger starken Sog der Inlandsnachfrage könnte das Leistungsbilanzdefizit 1975 
merklich abnehmen; es wird jedoch immer noch eine große Last darstellen. 

Hauptziel der Wirtschaftspolitik muß es sein, ein angemessenes Niveau der In- 
landsnachfrage und insbesondere der Verbrauchsausgaben mit einer notwendigen 
substantiellen und nachhaltigen Verringerung des Leistungsbilanzdefizits über 
eine Dämpfung der Einfuhr und eine Umschichtung von Ressourcen in die Aus- 
fuhr in Einklang zu bringen. Da die Möglichkeiten zur Verbesserung der Kauf- 
kraft gering sind, muß die Mitarbeit der Sozialpartner für die Bremsung des 
Anstiegs der Preise und Nominaleinkommen gewonnen werden. In der Infla- 
tionsbekämpfung müssen beträchtliche Fortschritte erzielt werden, um auf län- 
gere Sicht einen hohen Beschäftigungsgrad zu wahren. 

Angesichts dieser Ziele erscheint der verfügbare Spielraum für neue Ankur- 
belungsmaßnahmen anläßlich der Vorlage des Zusatzhaushaltsplans im Herbst 
oder des Haushaltsplans 1975 bis 1976 nur begrenzt. Eine strenge Überwachung 
des Finanzierungssaldos aller Öffentlicher Verwaltungen ist notwendig. Dafür 
muß die Zunahme der laufenden Ausgaben von 1974 auf 1975 erheblich unter 
der Wachstumsrate liegen, die derzeit für das nominale Bruttoinlandsprodukt 
erwartet wird. Die Steigerung der laufenden Übertragungen an die öffentlichen 
Unternehmen sollte 1975 begrenzt werden. Eventuelle Kostenerhöhungen dieser 
Unternehmen sollten durch verstärkte Anstrengungen zur Steigerung der Pro- 
duktivität oder gegebenenfalls durch Preiserhöhungen ausgeglichen werden. 

Die Erfordernisse des binnen- und außenwirtschaftlichen Gleichgewichts werden 
gewiß weiterhin eine restriktive Geld- und Kreditpolitik verlangen, die das 
Geldvolumen und das Zinsniveau erfaßt. Hierbei ist zu berücksichtigen, daß das 
Leistungsbilanzdefizit finanziert und das Vertrauen des Auslands in das Pfund 
Sterling gewährleistet werden muß. 


Schlußfolgerungen 

Im Jahre 1975 wird die Gemeinschaft noch schweren wirtschaftlichen Gleich- 
gewichtsproblemen gegenüberstehen. Die Inflationsraten, die in den meisten 
Mitgliedstaaten neue Rekordhöhen erreicht haben, werden besorgniserregend 
bleiben. Einige Mitgliedstaaten werden ihre Zahlungsbilanzen, die durch die 
Erdölverteuerung und die besonders ausgeprägten Preis- und Kostensteigerun- 
gen belastet sind, sanieren müssen. 

Der Kampf gegen die Inflation muß daher in der gesamten Gemeinschaft hart- 
näckig fortgesetzt werden. Er muß so geführt werden, daß er keine unnötige 
Arbeitslosigkeit schafft. Allerdings darf nicht übersehen werden, daß eine Fort- 
dauer der derzeitigen Inflationstendenzen des Beschäftigungsniveaus und das 
Wachstum auf längere Sicht schwer beeinträchtigen würden. Ganz besondere An- 
strengungen zur Umstrukturierung der Wirtschaft sind in den Mitgliedstaaten 
notwendig, die die größten internen und externen Ungleichgewichte haben. 
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Ein durchgreifender Erfolg bei der Inflationsbekämpfung und dem schrittweisen 
Abbau der Zahlungsbilanzdefizite kann nur dann ohne ernste Verschlechterung 
der wirtschaftlichen und sozialen Lage errreicht werden, wenn alle sozialen 
Gruppen aktiv mitarbeiten; das setzt eine gerechte Verteilung der Opfer und 
Lasten voraus. 

Die Aktionen müssen auf Gemeinschaftsebene eng koordiniert werden, damit 
die Disparitäten zwischen den Mitgliedstaaten und die Unsicherheit, die die wirt- 
schafts- und sozialpolitische Entwicklung belastet, verringert werden. Sie müs- 
sen sich auf eine aktive Solidarität der Partnerstaaten stützen. 


Geschehen zu Brüssel, am 12. November 1974 


Im Namen des Rates 

Der Präsident 
J. SAUVAGNARGUES 


Die Richtigkeit der Abschrift wird beglaubigt 

HOMMEL 

Generalsekretär 
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Entwicklung der Produktion und der Beschäftigung 


(Jährliche Steigerung in v. H.) 



Reales Bruttoinlandsprodukt 

Abhängig Beschäftigte 


1966-1971 

1972 

1973 

1974 >) 

1966-1971 

1972 

1973 

1974 1) 

Dänemark 

4,6 

5,1 

3,8 

2,0 

1,4 

2,0 

0,4 

— 1,4 

Bundesrepublik 

Deutschland 

4,4 

3,0 

5,3 

1,9 

0,5 

— 0,3 

0,7 

— 1,2 

Frankreich 

5,8 

5,5 

6,0 

5,2 

1,7 

1,5 

2,4 

1,7 

Irland 

4,4 

3,2 

6,0 

3,5 

0,8 

— 0,9 


Italien 

5,2 

3,2 

5,9 

5,0 

1,2 

0,1 

1,9 

2,0 

Niederlande 

5,6 

4,3 

4,7 

3,3 

1,3 

— 0,7 

0,1 

— 0,1 

Belgien 

4,7 

5,2 

5,7 

4,0 

1,2 

0,5 

1,1 

0,7 

Luxemburg 

3,3 

4,6 

7,4 

4,5 

1,7 

3,7 

2,9 

1,9 

Vereinigtes Königreich 

2,2 

2,3 

5,6 

— 0,9 

— 0,8 

-0,7 

1,3 

— 1,1 

Gemeinschaft 

4,4 

3,7 

5,6 

2,7 

1,0 

0,1 

1,4 

0,0 


Quelle: Statistisches Amt der Europäischen Gemeinschaften 
1) Schätzungen der Dienststellen der Kommission 


Entwicklung der Verbraucherpreise 


(Jährliche Steigerung in v. H.) 



1966-1971 1) 

1972 

1973 

1974 2) 

Dänemark 

6,3 

6,6 

9,3 

14,7 

Bundesrepublik Deutschland 

2,9 

5,5 

6,9 

7,1 

Irland 

4,5 

6,2 

7,3 

13,0 

Frankreich 

5,9 

8,6 

11,4 

15,9 

Italien 

3,3 

5,7 

10,8 

16,2 

Niederlande 

5,4 

7,8 

8,0 

9,3 

Belgien 

3,6 

5,5 

7,0 

11,0 

Luxemburg 

3,3 

5,2 

6,1 

8,8 

Vereinigtes Königreich 

5,4 

7,1 

9,2 

15,0 


Quelle: Statistisches Amt der Europäischen Gemeinschaften 

1) Durchschnittliche Steigerungsrate 

2) Durchschnittliche Steigerungsrate Januar bis August 


Entwicklung der Handelsbilanzen 


(Überschüsse ( + ) oder Defizite ( — ) in Milliarden nationalen Währungseinheiten) 



1966-1971 1) 

1972 

1973 

1974 2) 

Dänemark 

— 5,8 

— 5,0 


9,4 

— 10,7 

Bundesrepublik Deutschland 

+ 15,1 

+ 20,3 

+ 

33,0 

+ 32,8 

Frankreich 

— 6,4 

— 4,5 

— 

6,2 

— 18,6 ®) 

Irland 

— 0,17 

— 0,19 

— 

0,27 

■ — 0,39 

Italien 


— 420 

— 

3267 

— 4517 *) 

Niederlande 

— 4,2 

— 1,4 

— 

1,8 

— 2,0 2) 

Belgien, Luxemburg 

+ 1,1 

+ 29,2 

+ 

17,6 

— 24,9 2) 

Vereinigtes Königreich 

— 0,99 

— 1,39 

i 

— 

3,42 

— 4,63 


Quelle: nationale Statistiken 

Durchschnittliche Steigerungsrate 

2) Januar bis August, falls keine andere Angabe 3) Januar bis Juni *) Januar bis Juli 
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Entwicklung der öffentlichen Haushalte (Zentralstaat) 




Saldo 

In V. H. des BSP in 

Ausgaben 

Einnahmen 

(Überschüsse (+) bzw. 

Preisen von 1973 



Defizite ( — ) in Mil- 





liarden nationalen 

Steigerung iny.H. 


Steigerung in v. H. 

Währungseinheiten) 




1972 

1973 

1974 1) 

1972 

1973 

1974 1) 

1972 

1973 

1974 1) 

Aus- 

gaben 

Ein- 

nahmen 

Saldo 

Dänemark 

14.1 

10,6 

24,5 

16,1 

16,8 

19,0 

+ 

, 

2,7 

+ 

5,5 

+ 

3,8 

29,9 

33,2 

+ 

3,3 

Bundesrepublik Deutschland 

11,8 

11,9 

14,0 

12,0 

14,4 

9,0 

— 

6,5 

— 

2,2 

— 

13,0 

24,0 

23,8 

— 

0,2 

Frankreich 

9,9 

11,0 

15,0 

12,1 

11,6 

18,0 

+ 

lr9 

+ 

4,8 


9,5 

19,0 

19,4 


0,4 

Irland 

— 

22,5 

27,1 

— 

19,7 

20,6 


— 

— 

0,21 

— 

0,32 

36,5 

28,6 

— 

7,9 

Italien 

6,4 

36,0 

27,5 

6,0 

12,4 1 

20,5 

— 

3382 

— 

7731 

— 

6400 

28,0 

18,4 

— 

9,6 

Niederlande 

12,1 

18,2 

17,5 

15,2 

18,1 

16,0 

— 

0,9 

— 

1,1 

— 

2,0 

26,8 

26,1 

— 

0,7 

Belgien 

17,6 

13,3 

16,0 

13,0 

17,1 

18,5 

— 

84,9 

i — 

81,8 

— 

82,0 

29,5 

24,9 

— 

4,6 

Luxemburg 

14,1 

18,5 

16,0 

14,5 

24,1 

14,0 

+ 

1,0 

+ 

2,3 

+ 

2,2 

24,3 

27,6 

+ 

i 

3,3 

Vereinigtes Königreich 

14,1 

13,8 

18,9 

7,8 

13,2 

22,0 

— 

1,83 

— 

2,22 

— 

1,86 

37,7 

34,5 

1 


3,1 


1) Sdiätzungen der Dienststellen der Kommission 

2) Haushaltsjahr 1972/1973 bzw. 1973/1974 und 1974/1975 
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Entwicklung im Geld- und Kreditbereich 





Geldmenge 



Kurzfristige 

Bankkredite 

Zinssätze 



(Jährliche Steigerung in v. H.) 


(Jährliche Steigerung 
in V. H. 

kurzfristige "*) 

langfristige 


1972 2) 

1973 2) 

1974 3) 

1972 2) 

1973^) 

1974 3) 

1972 2) 

1973 2) 

1974») 

1972 ») 

1973 ») 

1974») 


Ml 

M2 

Ml 

M2 

Ml 

M2 



i 




1 

i 


Dänemark 

17,1 

15,1 

10,0 

12,6 

3,5 

7,1 

12,5 

15,4 

10,6 

6,0 

8,5 

9,5 

10,4 

12,2 1 

15,2 

Bundesrepublik 

Deutschland 

14,4 

16,9 

1.8 

! 

13,8 

4,9 

7,9 

18,8 

6,2 

10.8 

6,7 

11,9 

9,3 

8,6 


10,9 

t 

Frankreich 

14,9 

18,6 

9,7 

14,9 

11,0 

15,8 

18,8 

— 0,8 

15,6 

7,3 

11,2 

13,4 

8,4 

9,8 

11,9 

Irland 

16.0 

18,2 

7,1 

25,7 

1,6 

21,7 

33.7 

22,9 

20,2 

7,6 

13,5 

10,8 

10,3 

13,5 

14,6 

Italien 

17,3 

18,2 

23,5 

23,4 

19,1 

22,1 

19,5 

17,2 

26,2 

6,1 

8,2 

18,0 

7,3 

7,4 

10,1 

Niederlande 

17,6 

11,9 

— 0,2 

22,0 

1,8 

24,8 

15,2 

34,5 

29,9 

3,2 

8,8 

5,2 

7,5 

9,0 

10.4 

Belgisch-Luxem- 
burgische Wirt- 
schaftsunion 

14,2 

17,5 

7,8 

14,4 

9,7 

14,9 

20,2 

19,5 

13,3 

3,7 

7,2 

i 

9,7 

7,2 

1 

i 

7,8 

9,3 

Vereinigtes 

Königreich 

13,7 

25,4 

4,3 

28,5 

— 0,2 

19,7 

57,1 

11,5 

33,8 

6,3 

9,5 

8,2 

9,6 

12,5 

15,3 


1) Mi: Geldbestände j M 2 : Geld- und Quasigeldbestände 

2) Dezember 

3) Letzte verfügbare Monatsangabe 

4) Tagesgeldsätze; Dänemark: Einlagenzertifikate der Nationalbank, 91 Tage Laufzeit; Italien: täglich fällige Interbankeinlagen 
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Gewogene Höher- oder Niedrigerbewertung der Währungen der Mitgliedstaaten in v. H. 

(Bezugsgröße: „Smithsonian Agreement" Dezember 1971; Gewichtung nach der Außenhandelsstruktur) 


Deutschland 

France 

italia 

Nederland 
. B.L.E.U./UEBL 
^ United Kingdom 
Ireland 
, Danmark 



1973 1974 
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ENTSCHLIESSUNG 

Mit der Stellungnahme des Europäischen Parlaments zu dem Vorschlag 
der Kommission der Europäischen Gemeinschaften an den Rat betreffend 
den Jahresbericht über die Wirtschaftslage der Gemeinschaft 

angenommen in der Sitzung am 15. Oktober 1974 


DAS EUROPÄISCHE PARLAMENT - 

in Kenntnis des Vorschlags der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften an den Rat (Dok. 280/ 
74), 

vom Rat gemäß Artikel 4 der Entscheidung des 
Rates vom 18. Februar 1974 konsultiert ^), 

unter Hinweis auf seine Entschließungen vom 
9. Mai 1973, 15. Oktober 1973, 13. März 1974 und 
15. Mai 1974 2), 

in Kenntnis des Berichts des Ausschusses für Wirt- 
schaft und Währung (Dok, 286/74) - 

1. billigt die Analyse und die aufgezeigten Per- 
spektiven im Entwurf des Jahresberichts über 
die Wirtschaftlage der Gemeinschaft, weist aber 
darauf hin, daß jede Prognose der wirtschaft- 
lichen Entwicklung in der gegei\wärtigen Lage 
zwangsläufig unsicher ist; 

2. ist der Ansicht, daß der Kampf gegen die be- 
sorgniserregenden Preissteigerungen sowie die 
Notwendigkeit, eine ernste wirtschaftliche Re- 
zession zu vermeiden, gegenwärtig die beiden 
vorrangigen Ziele der Wirtschaftspolitik der Ge- 
meinschaft sein müssen; 

3. wünscht deshalb, 

— daß einerseits die Mitgliedstaaten mit einer 
relativ hohen Inflationsrate und defizitären 
Handelsbilanzen sich vor allem um eine Ver- 
langsamung des Preisanstiegs und die Wie- 
derherstellung ihres Zahlungsbilanzgleichge- 
wichts bemühen und somit die Vorausset- 
zung für ein solidarisches Vorgehen der Ge- 
meinschaft schaffen; 

— und daß andererseits die Länder mit einer 
relativ niedrigen Inflationsrate und ausgegli- 
chener oder überschüssiger Zahlungsbilanz 
eine besonnene und selektive Expansions- 
politik betreiben; 

4. bedauert, daß sich die meisten Mitgliedstaaten 
nicht an die vom Rat aufgestellten Leitlinien für 
eine Reduzierung der Wachstumsrate der Geld- 
menge gehalten haben ^), und dringt darauf, daß 
der Rat die Durchführung seiner Beschlüsse 
strenger überwacht; 


5. bedauert, daß die gemeinschaftlichen Koordinie- 
rungsverfahren noch nicht zu einer ausreichen- 
den Konvergenz der Wirtschaftspolitiken der 
Mitgliedstaaten geführt haben; 

6. erneuert seinen Appell an die Mitgliedstaaten, 
auf Maßnahmen zu verzichten, die den freien 
Güterverkehr und die Freizügigkeit der Arbeits- 
kräfte innerhalb der Gemeinschaft oder den Wa- 
renaustausch mit Drittländern behindern könn- 
ten; 

7. weist die Mitgliedstaaten auf die Empfehlung 
der Kommisison hin, die infolge des Preisan- 
stiegs entstandenen Steuermehrerträge einzu- 
frieren; 

8. ist der Ansicht, daß die Mittel zur Wiederein- 
gliederung von Kapitel, das von bestimmten 
rohstofferzeugenden Ländern angesammelt wird, 
weiterentwickelt und diversifiziert werden müs- 
sen; 

9. unterstützt das Vorhaben, einen Mechanismus 
zu schaffen, der es ermöglicht, auf den interna- 
tionalen Kapitalmärkten Gemeinschaftsanleihen 
zu begeben, wobei die Gewährung dieser Dar- 
lehen voraussetzt, daß von den zuständigen Ge- 
meinschaftsinstitutionen festgesetzte wirtschafts- 
politische Bedingungen akzeptiert werden; 


1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L/63/74 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. C 37 
vom 4. Juni 1973, S. 45; Amtsblatt der Europäischen 
Gemeinschaften Nr. C 95 vom 10. November 1973, S. 8; 
Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. C 40 
vom 8. April 1974, S. 23; Amtsblatt der Europäischen 
Gemeinschaften Nr. C 62 vom 30. Mai 1974, S. 21 

3) „Die Mitgliedstaaten führen die Wachstums rate der 
Geldversorgung (Geldvolumen und Quasigeldbestände) 
schrittweise auf diejenige des realen Bruttosozial- 
produkts - erhöht um den im Rahmen der gesamtwirt- 
schaftspolitischen Ziele festgelegten normativen Preis- 
anstieg - unter Berücksichtigung der strukturellen 
Entwicklung des Verhältnisses zwischen Geldversor- 
gung und Sozialprodukt zurück. Dieses Ziel muß späte- 
stens Ende 1974 erreicht sein." 

- Entschließung des Rates vom 5. Dezember 1972 über 
Maßnahmen zur Inflationsbekämpfung (Amtsblatt der 
Europäischen Gemeinschaften Nr. C 133 vom 23. De- 
zember 1972). 
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10. fordert, daß in der Gemeinschaft alle Stützimgs- 
maßnahmen im Währungsbereich zugunsten von 
Ländern mit einem Defizit im Rahmen der Ge- 
meinschafts verfahren getroffen werden; 

11. fordert erneut, daß eine Kontrolle der Trans- 
aktionen auf dem Euro-Devisen-Markt geschaf- 
fen wird, um imter Berücksichtigung der nütz- 
lichen Aufgabe, die dieser Markt bei der Wie- 
dereingliederung von Kapital spielt, eine bes- 
sere Transparenz der Kapitalbewegungen zu ge- 
währleisten; 

12. befürwortet eine schrittweise Harmonisierung 
der Bestimmungen über die Kapitalbewegungen 
von und nach dritten Ländern sowie eine Besei- 
tigung der Behinderung des freien Kapitalver- 
kehrs innerhalb der Gemeinschaft; 

13. beauftragt seinen Präsidenten, diese Entschlie- 
ßung dem Rat und der Kommission der Euro- 
päischen Gemeinschaften sowie den Regierun- 
gen und Parlamenten der Mitgliedstaaten zu 
übermitteln. 
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